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Flucht aus der
Verantwortung

E swäre jeneGeste
gewesen, die
sich seit Kriegs-

ausbruch viele von
der Bundesregierung
erhoffen: Sie wollte
Deutschland per Ge-
setz verpflichten, ab
2024 jedes Jahr zwei
Prozent seiner Wirtschaftsleis-
tung für dieVerteidigung auszu-
geben. Die Bundesrepublik hat
dieses Ziel der Nato bereits vor
21 Jahren zugesagt – so konkret
wollte es die Ampel aber weder
voriges Jahr ins Grundgesetz
schreiben, noch in dieserWoche
ins Haushaltsgesetz. Das ist
noch keine Abkehr vom Zwei-
Prozent-Ziel – aber ein weiteres
Abrücken davon, im Lichte der
„Zeitenwende“ neu auf Bundes-
wehr und Deutschlands Rolle in
derWelt zu blicken.
Und das ist problematisch.

Zwar ist die Kritik am Zwei-Pro-
zent-Ziel berechtigt: Es fordert
feste Rüstungsausgaben unab-

Dass die Ampel-Koalition vomZwei-Prozent-Ziel
derNato abrückt, ist problematisch

hängig vom Bedarf, lässt sich
durch wirkungslose Bürokratie-
und Beschaffungskosten vor-
täuschen, achtetnichtaufEffek-
tivität. Dochmit Putins Krieg ist
derTraumgeplatzt,dassinEuro-
pa kein Krieg mehr droht – und
mit Blick darauf, dass nächstes
Jahr ein neuer US-Präsident die
Milliardenausgaben für Nato
und Ukraine streichen könnte,
fällt Amerika als verlässliche
Schutzmacht aus. Europa muss
aus eigener Kraft abwehrfähig
werden. Zu bestreiten, dass
Deutschland dabei eine zentrale
Rolle spielenmuss, ist keinPazi-
fismus, sondern Flucht aus der
Verantwortung. Und um zu er-
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kennen,dassdieBun-
deswehr dafür mo-
dernisiert werden
muss, musste nicht
erst die Pazifikreise
der Außenministerin
an einer Pannenserie
der Flugbereitschaft
scheitern.

Warum also zaudert die Am-
pel? Neben der Sorge ums Geld
liegt das am fortwährenden
Fremdeln in Teilen der Bevölke-
rung und besonders der SPDmit
allem Militärischen, das sich
auch im Verzögern der Waffen-
lieferungen zeigt. Doch so eh-
renwert eine pazifistische
Grundhaltung ist: Oft steckt da-
hinter die falscheHoffnung,mit
einem Waffenstillstand um je-
den Preis käme endlich Ruhe in
den Karton und Deutschland
bliebe von Flüchtlingen, Waf-
fenlieferungen und Milliarden-
hilfen verschont. Leider ist ab-
sehbar,dassRussland–wie inal-
lenbesetztenGebieten–ineiner
annektierten Ostukraine ein
Terrorregime errichten würde.
Die Folge wäre neben weiteren
Fluchtbewegungen eine Dauer-
krise, gegen deren Eskalation
sich Europa ebenfalls wappnen
müsste.
Investitionen in die Bundes-

wehr lassen sich also nicht ver-
meiden, und der Bedarf liegt oh-
nehin über der Zwei-Prozent-
Quote. Müssen wir dafür an So-
zialem, Infrastruktur, an Bil-
dung sparen? Nein. Die wahre
Alternative heißt nicht Waffen
oder Soziales, sondern Sparen
oder Investieren. Auch Finanz-
minister Lindner muss aus der
Zeitenwende Schlüsse ziehen:
für seinVerhältnis zuSteuersen-
kungen, Vermögensabgaben
und Staatskrediten.
So zeigt dieVolteumdieNato-

Quote, was zuvor schon auffiel:
Die Ampel muss nicht nur ihre
Prioritäten neu sortieren, son-
dern auch ihre Strategie im Um-
gangmit der Krise.

Vorsprung verspielt

E igentlich hatten
die Europäer
Vorsprung. In

derAufregungumdas
US-Förderprogramm
Inflation Reduction
Act wird gern verges-
sen, dass es nicht zu-
letzt eine Reaktion
auf den Green Deal der EU war.
Während Europa bang beobach-
tet, wie US-Präsident Joe Biden
mit riesigen Summen Industrie
ins Land holt, stehen hier in
Wahrheit ähnliche Geldtöpfe
bereit. Es dauert nur viel länger
und ist viel komplizierter, sie
auszuschöpfen.
Die Folgen sind auch bei der

Solarindustrie zu besichtigen.
Wer Solarzellen produzieren
will, investiert jetzt erst einmal
in denUSA, bis die Europäer alle
Förderrichtlinien fertig haben.
Das gleiche Phänomen ist in an-
deren Industrienzubeobachten,
zum Beispiel bei Batterien für
Elektroautos.

EuropasGreenDeal ist zu kompliziert

Hinzu kommt, dass
jedes Land eigene
Programme aufsetzt.
WennWirtschaftsmi-
nister Robert Habeck
von der Industrie
Projekte für die ge-
samte Wertschöp-
fungskette der Solar-

module sehen möchte, meint er
hoffentlich einen europäischen
Verbund. Dann stellt sich aber
die Frage, wie in den anderen
Ländern gefördert wird. All das
lässt sich lösen, aber bis dahin
sind viele Investitionsentschei-
dungen für die USA gefallen.
So bekommen die Europäer

wieder einmal ihre Kraft nicht
aufdenBoden.Mankanngrund-
sätzlich streiten,wie strategisch
bedeutsam die Solarindustrie
für eine Region überhaupt ist.
Aber wenn man sie für einen
Schlüssel zur Souveränität hält
undentsprechendvoranbringen
will, muss es wenigstens schnell
und entschieden geschehen.
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Undankbare
Aufgabe

M it Dietmar Bartsch zieht
sich ein Schwergewicht
der Linken aus der Spitze

der Bundesfraktion zurück und
hinterlässt eine Lücke, die nicht
so einfach zu schließen sein
wird.Nach seinerAnkündigung,
nichtwiederkandidierenzuwol-
len, bemühte sich Bundesge-
schäftsführer Tobias Bank um
Optimismus:„Ichbinüberzeugt,
dass es viele jüngere Genossin-
nenundGenossengibt,die fähig
sind, diese Aufgabe in einer
schwierigen Situation zu meis-
tern“, sagte er.
Ein Blick auf die 39-köpfige

Fraktion offenbart, dass die Per-
sonalreserve füreinensowichti-
genPostenüberschaubarist.Na-
türlich gibt es talentierte jünge-
re Abgeordnete wie den bisheri-
gen Ersten Parlamentarischen
Geschäftsführer Jan Korte oder
die Niedersächsin Heidi Rei-
chinnek. Aber Korte hat bereits
vorMonatenangekündigt,nicht
wieder kandidieren zu wollen
undReichinnekistzuletztschon
mit dem Versuch gescheitert,
Parteichefin zu werden.
Zudem ist die Aufgabe un-

dankbar, weil sie sich nach vier
Monaten schon wieder erledigt
haben könnte. Sollte Sahra Wa-
genknecht die Linke verlassen
und eine eigene Partei gründen,
kommt es sicher zumZerfall der
Fraktion. Wagenknecht muss
nur zwei weitere Abgeordnete
mitnehmen, damit die Fraktion
ihren Status als solche verliert.
Wenn mit dem Abgang von

Bartsch der jahrelange Konfron-
tationskurszwischenParteispit-
ze und Fraktionsführung zu En-
de gehen soll, dann muss jetzt
eigentlich Parteichefin Janine
Wissler nach der Macht greifen.
Nur die Personalunion von Par-
tei- und Fraktionsführung kann
in dieser Krise den Laden viel-
leicht noch zusammenhalten.

Die Linke sucht
eine neue

Fraktionsspitze
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„Keim zum Faschismus“
Herr Grünewald, „echte Män-
ner sind rechts“, sagt der AfD-
Spitzenpolitiker Maximilian
Krah in einem TikTok-Video.
Jungs,dienochnieeineFreun-
din hatten, sollten an die fri-
scheLuftgehen,nichtdieGrü-
nen wählen, keine Pornos gu-
cken.„Dannklappt's auchmit
derFreundin.“Was istvonsol-
chen Tipps zu halten?
HerrKrahsagt jaauchnoch,dass
echteMännernichtlieb,softund
schwach sein sollen, sondern Patrioten. Damit
werden Vorstellungen beschworen, die wir
längst überwunden glaubten: hart wie Krupp-
stahl, zäh wie Leder, flink wieWindhunde ...

…EinHitler-Wort von 1935, gerichtet andie
deutsche Jugend.
Gerade in Deutschland war dieses Männerbild,
verbunden mit Martialität und Größenwahn,
nach 1945 hochgradig schuldbeladen. Das er-
klärt die Gegenbewegung seit den 1960er Jah-
ren. Die Emanzipationsbewegung veranlasste
auch dieMänner, ihr Selbstbild zu überdenken:
wegvomMachoundBestimmer,hinzumreflek-
tierten, empfindsamen, anpassungsfähigen
Partner.

„Neue Männer braucht das Land“ sang Ina
Deter 1982.
So in der Art – bis hin zur Mode. In meiner Stu-
dienzeit war es „in“, dass die jungen Männer in
weiten Latzhosen herumliefen, um den Ge-
schlechtsunterschied zu kaschieren.

Ist es dann nicht normal, wenn das Pendel
nachsolchenAusschlägenauchwiederindie
andere Richtung geht?
Zunächst einmal ist die Abkehr vom Ideal des
Mannes alsMacho ja in vielenBereichen gelun-
gen.Mancherorts–etwaimGeschäftsleben–ist
es bis heute oft noch virulent. Und Männer wie

Wladimir Putin oder Donald Trump bedienen
ganz offensiv alte Rollenmuster vom Mann als
Krieger oder Sexprotz, der sich alles erlauben
kann. Insgesamt verstärkt das eine männliche
Rollenunsicherheit und -diffusion, die wir in
unserenStudien immerwieder beobachten. Ein
„richtiger Mann“ zu sein, ist heute viel schwie-
rigeralsfrüher.DerPreisdesAusbruchsausdem
Rollenkorsett und eines gewandelten Männer-
bilds ist die Inszenierungskrise desMannes.

Als obwir nicht schon genug Krisen hätten.
GenaudasetzenKrahunddieAfDmitihrerRolle
rückwärts an. Die extreme Rechte tut so, als
könnte sie die Schwierigkeiten undWidersprü-
che des Lebensmit scheinbar einfachen Rezep-
ten auflösen. Sie bedient die doppelte Sehn-
sucht nach Komplexitätsreduzierung und
Flucht in eine alte, vermeintlich heileWelt. Das
Grundversprechen in Krahs Video lautet: Zu-

Die AfDbeschwört ein längst überwunden geglaubtesMännerbild
rück zu alten Männerbildern –
und schon läuft alles.

„Schau keine Pornos!“ Wie
passt das dazu?
Zur Kruppstahl-Philosophie
passtdasperfekt.Pornosgucken
gilt dann als Wehrkraftzerset-
zung.

Wird daraus auch ein politi-
sches Programm?
Die zugrundeliegende Agenda

hat Michel Houellebecq in seinem Roman „Die
Unterwerfung“ paradigmatisch beschrieben:
Die Franzosen, hin und her geworfen von der
Komplexität der modernen Gesellschaft, ver-
trauendasLandeinemislamistischenPräsiden-
ten an, der „klareVerhältnisse“ verspricht samt
Wiedereinführung des Patriarchats. Das Frap-
pierende ist die erstaunlicheNähederAfD-Pro-
grammatik zum islamischen Fundamentalis-
mus. Bis hin zu Patentrezepten, wie man als
Mann die Gunst der Frauen erringt.

Für wie verfänglich halten Sie das?
Psychologisch neigt derMensch inKrisen dazu,
seinHeil inalten,einfachenMusternzusuchen.
Retro-Trends sind immer ein Indikator für ge-
sellschaftliche Turbulenzen. Dassmanmit die-
sen Turbulenzen auch produktiver umgehen
kann, zeigen die beiden extrem erfolgreichen
Kino-Blockbuster „Oppenheimer“ und „Bar-
bie“, die zeitgleich in die Kinos kamen.

Inwiefern ist das so?
„Oppenheimer“ zeigt den prometheischen
Mann, der den Menschen mit der Atombombe
das alles zerstörende Feuer bringt. Der Film
führt aber auch Selbstzweifel und Selbstrefle-
xiondiesesMannes vor, seinBemühenumFrie-
den. „Barbie“ wiederum zeigt die Frau, die sich
aus dem engen Schönheits- und Rollenkorsett
zu befreien sucht. Bei ihrer Auseinanderset-
zung mit der derzeitigenWirklichkeit themati-
siert sie auch viele Widersprüche oder Perfek-
tionsfallen, die mit einer falsch verstandenen
Emanzipation verbunden sind. Beide Filme
münden in der Frage, was Mann- und Frausein
heute ausmachen sollte.

Darauf gibt die AfD ja auch eine Antwort.
DerenRollenbilder bedienen in ihrer einlinigen
Einfachheit vorhandeneÄngste und Sehnsüch-
te.Wassiepropagiert,birgtaberauchdieGefahr
vonUnterdrückungundAggressivitätbishinzu
Kriegstümelei. Damit ist auch der Keim des Fa-
schismus gelegt.

Wie lässt sich dem begegnen?
Ichfandgut,wasGerhartBaumimInterviewmit
dem „Kölner Stadt-Anzeiger“ gesagt hat: Posi-
tion beziehen, dagegenhalten! Im konkreten
Fall solltenMänner mit Vorbildfunktion sagen:
Wir sind keine Windhunde, Ledernacken und
stählerne Typen. „So wollen wir als Männer
nicht gesehen werden, so wollen wir nicht auf-
treten.“ Und die Frauen sollten sagen: So könnt
ihr bei uns auch nicht punkten.

Das Gespräch führte
Joachim Frank
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